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Drucksache VI/193 


Der Bundesminister für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen 

A2-TgÄ 17 


Bonn, den 17. Dezember 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Meldungen über eine Tariferhöhung von mindestens 
10®/o im Güterverkehr auf Straße und Schiene 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Struve, Bewerunge, 
Dr. Ritgen, Dr. Reinhard, Dr. Siemer, Dr. Müller-Her- 
mann, Horstmeier und Genossen 
Drucksache VI/148 — 


Der Chef des Bundeskanzleramtes hat mir die vorgenannte Klei- 
ne Anfrage zur Beantwortung übersandt. Im Einvernehmen mit 
den Herren Bundesministern für Wirtschaft, für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und dem Herrn Bundesminister der 
Finanzen beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1, Treffen Meldungen der Fachpresse und Äußerungen von Reprä- 
sentanten der Verkehrsträger zu, wonach zur Jahreswende 
1969/70 im Güterverkehr auf Straße und Schiene 'mit Tarifer- 
höhungen von mindestens lOVo zu rechnen ist? 

Der Bundesregierung liegen bis jetzt weder von der Deutschen 
Bundesbahn (DB), noch vom Güterkraftverkehr Anträge auf 
Tarif anhebungen im Güterverkehr vor. Der Bundesverband 
des Deutschen Güterfernverkehrs (BDF) e. V. hat bei der Tarif- 
kommission des Güterfernverkehrs (TKF) Anträge auf Anhe- 
bung des Regeltarifs im Durchschnitt um rd. 9Vo und der Aus- 
nahmetarife zwischen 10®/o und 13®/o gestellt. Der Verwaltungs- 
rat der Deutschen Bundesbahn hat am 11. Dezember 1969 einer 
Erhöhung der Wagenladungstarife um 10®/o, des Stückguttarifes 
um 8®/o und des Expreßguttarifes um 10,5®/o zugestimmt. (Der 
Verwaltungsrat hat den Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
ermächtigt, die Erhöhungssätze unter Beachtung der Marktsitua- 
tion zu modifizieren.) Die Bundesregierung wird die von den 
Verkehrsträgern zu erwartenden Anträge auf Tarifanhebung 
in dem gesetzlich vorgesehenen Verfahren prüfen und zu ge- 
gebener Zeit darüber entscheiden. Tarif änderungen werden je- 
doch keinesfalls zur Jahreswende 1969/70 in Kraft treten. 
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2. Trifft es zu, daß die angekündigten Tariferhöhungen auch auf 
Empfehlungen des Bundesverkehrsministeriums zurückzuführen 
sind? 


Es trifft nicht zu, daß die angekündigten Anträge auf Tarif an- 
hebungen auch auf Empfehlungen des Bundesverkehrsministe- 
riums zurückzuführen sind. 


3. Hält es die Bundesregierung für zumutbar, daß bei Getreide 
ein weiteres Absinken der abgeleiteten Interventionspreise 
durch die beabsichtigte Erhöhung der Transportpreise eintritt? 


Für das Getreidewirtschaftsjahr 1969/70 sind die abgeleiteten 
Interventionspreise unveränderlich festgelegt. Von einer Ände- 
rung der Verkehr starife können sie also während dieser Zeit 
nicht berührt werden. Im übrigen ist offen, ob das gegenwärtige 
System der Regionalisierung der Getreidepreise über den 31. 
Juli 1970 hinaus beibehalten wird. Die weitere Entwicklung muß 
deswegen zunächst abgewartet werden. 


4. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß eine Erhöhung der 
Transportkosten einer Preissenkung vor allem bei Getreide für 
die landwirtschaftlichen Erzeuger gleichkommt? 


Ob eine Erhöhung der Beförderungskosten zu einer Preissen- 
kung führt, hängt von der Art der Regionalisierung sowie von 
der jeweiligen Marktlage ab. 


5. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie hoch 
die zusätzlichen Belastungen für die deutsche Land- und Ernäh- 
rungswirtschaft durch eine Tariferhöhung von 10% im Güter- 
verkehr auf Straße und Schiene anzusetzen sind? 


Die zusätzlichen Belastungen für die deutsche Land- und Ernäh- 
rungswirtschaft durch eine Tarif anhebung im Güterverkehr 
dürften bei der Bahn etwa 3,9 Millionen DM und beim Güter- 
kraftverkehr etwa 5,1 Millionen DM je Erhöhungsprozent der 
Frachten betragen. 


6. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß eine der- 
artige Kostensteigerung, die sowohl beim Bezug von Betriebs- 
mitteln als auch beim Verkauf von landwirtschaftlichen Pro- 
dukten durdi die Erhöhung der Transporttarife entsteht, das 
Einkommen der Landwirtschaft in erheblichem Maße verringert, 
zumal diese Kostenerhöhungen von der Landwirtschaft ange- 
sichts der Agrarmarktordnungen und der Marktlage bei Agrar- 
produkten nicht weiter gegeben werden können? 


Die Erhöhung von Beförderungskosten wirkt sich je nach Gutart 
und Marktlage unterschiedlidi auf die Einkommen der Land- 
wirtschaft aus. 
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7. Sieht die Bundesregierung nidit auch die Gefahr, daß durch 
diese Tariferhöhungen die Exportchancen der deutschen Land- 
und Ernährungswirtschaft im scharfen EWG'Wettbewerb ver- 
schlechtert werden? 

In Anbetracht der Tatsache, daß in einigen EWG-Mitglied- 
staaten in Kürze die Frachten ebenfalls erhöht werden sollen, 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die von den Ver- 
kehrsträgern in Aussicht genommenen Tarif anhebungen die 
deutsche Land- und Emährungswirtschaft nicht so stark belasten 
würden, daß ihre Exportchancen im EWG-Wettbewerb sich nen- 
nenswert verschlechterten. 


8. Trifft es zu, daß die Beförderungskosten in der Bundesrepublik 
Deutschland schon jetzt wesentlich über denen in den anderen 
EWG-Partnerländern liegen, und wie groß sind die Unter- 
schiede? 

Es trifft nicht zu, daß die Beförderungskosten für Agrargüter in 
der Bundesrepublik Deutschland schon jetzt wesentlich über 
denen aller anderen EWG-Partnerländer liegen. Eine Unter- 
suchung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 
29. Juli 1966 hat ergeben, daß „die festgestellten tatsächlichen 
Unterschiede bei den Frachten in den einzelnen Mitgliedstaaten 
sehr gering sind". An dieser Situation hat sich nach Auskunft 
der Kommission bis heute nichts geändert. 

9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nach Vollzug 
der von den Verkehrsträgern beabsichtigten Tariferhöhung die 
Erzeuger in Frankreich, Italien sowie den Benelux-Ländern im 
Vergleich zu den westdeutschen Erzeugern in der Bundesrepu- 
blik Deutschland billiger als bisher anbieten können, wodurch 
der Marktdruck noch weiter verschärft würde? 

Die von den Verkehrsträgern in Aussicht genommenen Tarifan- 
hebungen würden sowohl die deutschen als auch die ausländi- 
schen Erzeugnisse betreffen. In Anbetracht der auch in anderen 
EWG-Mitgliedstaaten vorgesehenen Tarif anhebungen könnten 
die Erzeuger in Frankreich, Italien sowie den Benelux-Ländern 
ihre Erzeugnisse nicht billiger als bisher in der Bundesrepublik 
Deutschland anbieten. Jedenfalls dürften die etwa auftretenden 
relativen Frachtentlastungen sehr geringfügig sein, so daß der 
Marktdrude sich nur unwesentlich verändern kann. 


10. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß eine solche Tarif- 
kostenerhöhung und ihre Folgen für die deutsche Land- und 
Ernährungswirtschaft mit dem Ziel zu vereinbaren ist, die Wett- 
bewerbsverzerrungen innerhalb der EWG abzubauen und zu be- 
seitigen? 

Im Rahmen bestehender Wettbewerbsverzerrungen innerhalb 
der EWG sind nach den Feststellungen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften Frachtunterschiede im allgemei- 
nen von untergeordneter Bedeutung. Die Kommission hat fest- 
gestellt, daß „das Problem der Wettbewerbsverzerrungen durch 
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Transporttarife von keiner praktischen Bedeutung für die unter- 
suchten Erzeugnisse" ist. Sollten wider Erwarten größere Nach- 
teile eintreten, wäre zu prüfen, ob und wie abgeholfen werden 
könnte. 


11. stimmt eine Erhöhung der Frachttarife um ca. 10% mit den 
wiederholt von der Bundesregierung geäußerten Zielen einer 
Stabilisierung der Preise überein? 

Die Bundesregierung wird ihre Entscheidung über die von den 
Verkehrsträgern zu erwartenden Tarif an träge auch unter den 
Gesichtspunkten der Preisstabilität treffen. 


12. Hält die Bundesregierung nach den Belastungen infolge der 
DM- Aufwertung und des technisch unzureichenden Aufwertungs- 
ausgleichs sowie angesichts der von der EWG-Kommission 
unterbreiteten Vorschläge zur Herstellung des Marktgleich- 
gewichts im Gemeinsamen Markt durch drastische Preissenkun- 
gen eine weitere Belastung der Landwirtschaft durch derartige 
Kostenerhöhungen für zumutbar? 


Auf die Antwort zu Frage 1 1 wird hingewiesen. 


13. Weiche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit der angekündigten Tariferhöhung zu ergreifen, 
um Schaden von der deutschen Land- und Ernährungswirtschaft 
abzuw enden? 


Die Bundesregierung wird diese Frage bei ihrer Entscheidung 
über dieTarifanträge der Verkehrsträger prüfen. 


Leber 


4 



